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1.  Vorwort

Der Strukturwandel in der Gesellschaft hin zu einer Wissens- und Dienst-
leistungsgesellschaft führt zu einem Anstieg des Qualifikationsniveaus in 
der beruflichen Bildung. Im Kontext dieser Entwicklung gewinnt die be-
rufliche Fortbildung an Bedeutung. Weitgehende Veränderungen in der 
beruflichen Fortbildung zielen in den letzten Jahren vor allem in zwei 
Richtungen: In der vertikalen Dimension geht es um eine stärkere Ver-
knüpfung von Aus- und Weiterbildung. In der horizontalen Dimension 
kommt es (…) zu einer stärkeren Verknüpfung von formellem und infor-
mellem Lernen.1

Ziel der beruflichen Fortbildung ist, dem sich stetig ändernden Qualifika
tionsbedarf in den verschiedenen Wirtschaftszweigen und Branchen schnell, 
bedarfsgerecht und zukunftsorientiert zu entsprechen. So sind auch die for-
malen Regelungsmöglichkeiten in der beruflichen Fortbildung adäquat zu 
nutzen, „um die von den Unternehmen benötigten und von den Beschäftig-
ten nachgefragten Qualifikationen in attraktive Konzepte umzusetzen und 
weiterzuentwickeln“2. Fortbildungsordnungen des Bundes beschreiben im 
wesentlichen Prüfungen; deshalb werden sie auch als Fortbildungs(prüfungs)
regelungen bezeichnet. Im Unterschied zu Ausbildungsordnungen im dualen 
System (Ausbildungsrahmenplan) enthalten Fortbildungsordnungen kein 
Curriculum (siehe dazu Anlage C: Der Rahmenplan).

Fortbildungsordnungen nach § 53 Berufsbildungsgesetz (BBiG) und § 42 
Handwerksordnung (HwO) stellen innerhalb des weitgehend offenen Sys-
tems der beruflichen Fortbildung ein strukturiertes Angebot dar. Sie bauen 
in der Regel auf den entsprechenden Ausbildungsberufen des dualen Sys-
tems auf und sind eine nachhaltige Bestätigung für die Durchlässigkeit im 
Berufsbildungssystem. Die Abschlüsse bieten eine attraktive Perspektive 
für den beruflichen Aufstieg und sind bei den Betrieben wegen ihrer Pra-
xisrelevanz gefragt. Gleichzeitig unterstreichen sie den Anspruch auf An-

1	 Sauter, Edgar: Strukturen und Interessen. BIBB, Bonn 2003, S. 12.
2	 DGB/KWB: Berufliche Weiterbildung immer wichtiger. Vereinbarung zur beruflichen Fortbildung 

gemäß § 53/54 BBiG und § 42/42a HwO. Neufassung 2008. Anmerkung: die Vereinbarung ist 
nicht unterschrieben vom Deutschen Bauernverband, vertreten im KWB. Der öffentliche Dienst 
ist nicht beteiligt, da er im KWB nicht organisiert ist.
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erkennung der Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung. 
Die Ordnung der beruflichen Fortbildung unterscheidet sich in einer Reihe 
von Merkmalen grundlegend von der beruflichen Ausbildung. Trotz vieler 
Gemeinsamkeiten gleicht in der beruflichen Fortbildung kein Ordnungs-
verfahren dem anderen.

Der demografische Wandel, ein steigender Bedarf an hoch qualifizierten 
Fachkräften, die Entwicklung eines gemeinsamen europäischen Wirt-
schafts- und Wissenschaftsraumes und die Bedeutung akademischer Bil-
dung für den Erhalt und den Ausbau des Standorts Deutschland haben 
dazu beigetragen, dass zunehmend die Gleichwertigkeit beruflicher und 
hochschulischer Kompetenzen und die Möglichkeiten der Anrechnung auf 
eine akademische Hochschulqualifizierung diskutiert werden. Inzwischen 
bieten die Hochschulgesetze der Bundesländer unterschiedliche Regelun-
gen, die es auch Personen ohne klassische Hochschulzugangsberechtigung 
ermöglichen, ein Studium an einer Hochschule aufzunehmen. Abhängig 
vom Fortbildungsabschluss und vom gewählten Studiengang können bis 
maximal 50 Prozent der Lernergebnisse beruflicher Qualifikationen als 
anrechnungsfähig geltend gemacht werden (wie es der Beschluss der KMK 
von 2002 maximal einräumt). 

Berufsbildungsgesetz (BBiG) und Handwerksordnung (HwO) geben für die 
Regelung von Fortbildungen zwei Möglichkeiten vor:

˘˘ Fortbildungsordnungen als Rechtsverordnungen des Bundes nach § 53 
BBiG und § 42 HwO

˘˘ Fortbildungsprüfungsregelungen der zuständigen Stellen nach § 54 
BBiG und § 42a HwO.

Aktuell gibt es 233 Fortbildungsordnungen3 in der Zuständigkeit des Bun-
des und 735 Rechtsvorschriften der zuständigen Stellen zur beruflichen 
Fortbildung bzw. 2.850 Regelungen.4 Seit 2004 ist die Zahl der Regelun-
gen des Bundes für die berufliche Fortbildung und Umschulung kontinu-
ierlich von 192 auf 233 gestiegen.

Diese Broschüre beschäftigt sich ausschließlich mit der beruflichen Fort-
bildung nach § 53 BBiG und § 42 HwO, d. h. mit der Entwicklung von 
Fortbildungsordnungen im Rahmen der beruflichen Aufstiegsfortbildung 
unter der Federführung des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB). 

3	 Stand November 2012
4	 Stand Juli 2012
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Die vorliegende Broschüre gibt den an den Ordnungsverfahren Beteiligten 
und der interessierten Fachöffentlichkeit einen Überblick über 

˘˘ die formalen Abläufe sowie die Komplexität des Ordnungsverfahrens, 
˘˘ den Rahmen der zu leistenden Arbeiten des BIBB und der Beteiligten,
˘˘ die geltenden Vereinbarungen sowie
˘˘ die Empfehlungen für die Entwicklung von Fortbildungsordnungen.

Den Lesern und Leserinnen der Broschüre wünsche ich viel Freude und 
Erkenntnisgewinn bei der Lektüre.
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2.	Definitionen

2.1 	� Weiterbildung – Berufliche Fortbildung –  
Aufstiegsfortbildung

Aufgrund der Vielzahl der verwendeten Begriffe zur beruflichen Weiter-
bildung und beruflichen Fortbildung ist eine Klärung der Begriffe bzw. 
Definitionen notwendig.

Weiterbildung

In den 1970er Jahren wurde die Weiterbildung als „Fortsetzung oder 
Wiederaufnahme organisierten Lernens nach Abschluss einer ersten 
Berufsphase und nach Aufnahme einer Erwerbstätigkeit oder einer 
Familienphase“5 definiert. Gleichzeitig wurde Weiterbildung im Wesent-
lichen als „öffentliche und bildungspolitisch zu verantwortende Aufgabe, 
die vornehmlich über gesetzliche Regelungen, Bildungseinrichtungen 
und organisiertes Lernen gesteuert und gestaltet werden sollte“6, ver-
standen. 

Berufliche Fortbildung

Das Berufsbildungsgesetz (BBiG) definiert in § 1 Abs. 1 Ziele und Begriffe 
der Berufsbildung und in § 1 Abs. 4 den Begriff der beruflichen Fortbil-
dung.

5	 Deutscher Bildungsrat 1970 – Strukturplan für das Bildungswesen, S. 197. Es gibt weitere Defi-
nitionen zur „Weiterbildung“, verwiesen sei hier an die Definition der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung von 1974: Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung (1974) unter-
scheidet nicht zwischen beruflicher und nicht beruflicher (allgemeiner und politischer) Weiter-
bildung. Weiterbildung wird als Einheit betrachtet; sie umfasst die Teilbereiche der Fortbildung, 
Umschulung und der Erwachsenenbildung. Durch die Beschränkung auf organisierte Lernpro-
zesse werden alle nicht organisierten Formen, das Lernen im Rahmen der Arbeitsprozesse, 
ausgeschlossen. Die Umschulung und das Nachholen von schulischen Abschlüssen werden der 
Weiterbildung zugeordnet. Die Einarbeitung und das kurzfristige Anlernen im Betrieb werden 
explizit ausgeschlossen.

6	 Dehnbostel, Peter: Berufliche Weiterbildung. Berlin 2008, S. 12.
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Berufsbildung im Sinne des BBiG sind
˘˘ die Berufsausbildungsvorbereitung (§ 1 Abs. 2 BBiG), 
˘˘ die Berufsausbildung (§ 1 Abs. 3 BBiG),
˘˘ die berufliche Fortbildung (§ 1 Abs. 4 BBiG) und 
˘˘ die berufliche Umschulung (§ 1 Abs. 5 BBiG).

Abbildung 1: Ziele und Begriffe der Berufsbildung nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG)

Berufliche Fortbildung setzt in der Regel eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung und/oder eine entsprechende einschlägige Berufspraxis 
voraus. Nach § 1 Abs. 4 BBiG soll die berufliche Fortbildung dem/der 
Einzelnen die Möglichkeit eröffnen, die berufliche Handlungsfähigkeit 
(im bisherigen Berufsfeld) zu erhalten und anzupassen (Anpassungs-
fortbildung) oder zu erweitern und auf einen beruflichen Aufstieg vor-
zubereiten (Aufstiegsfortbildung).7 

7	 Berufsbildungsgesetz sowie Gabler Wirtschaftslexikon: http://wirtschaftslexikon.gabler.de/
Definition/berufliche-fortbildung.html.
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http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/berufliche-fortbildung
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Exkurs: In dieser Definition werden zwei Formen der beruflichen Fortbildung 
unterschieden: die Anpassungsfortbildung8 (erhalten und anpassen) und die 
Aufstiegsfortbildung9 (erweitern und beruflich aufsteigen).

Die Anpassungsfortbildung zielt auf den Erhalt und die Anpassung der vorhande-
nen beruflichen Handlungsfähigkeit im bisherigen Berufsfeld. 

Aufstiegsfortbildung: Die berufliche Fortbildung soll es nach § 53 BBiG Abs. 1 
ermöglichen, die berufliche Handlungsfähigkeit zu erweitern und beruflich aufzu
steigen. Mit dem erfolgreichen Abschluss im Rahmen der Aufstiegsfortbildung wird 
auf die Wahrnehmung von Funktionen vorbereitet, die einen deutlich erweiterten 
Verantwortungsbereich umfassen.

In § 53 BBiG und § 42 HwO wird die berufliche Fortbildung geregelt sowie 
festgelegt, was eine Fortbildungsordnung mindestens enthalten muss 
(siehe dazu Kapitel 8). Das heißt, in § 53 BBiG und § 42 HwO wird nur 
die berufliche Fortbildung im Sinne der Aufstiegsfortbildung gesetzlich 
geregelt, durch die entsprechende Fortbildungsordnung werden u. a. die 
Zulassungsvoraussetzungen und das Prüfungsverfahren festgelegt. Damit 
ist in der Aufstiegsfortbildung im Unterschied zur Anpassungsfortbildung 
die Zertifizierung gesetzlich geregelt und verbindlich.

1996 haben die Spitzenorganisationen der Sozialpartner in einer Vereinbarung fol-
gende Absichtserklärung getroffen: Fortbildungsregelungen gemäß BBiG sollen nur 
für die Aufstiegsfortbildung verwendet werden. Anpassungsfortbildung soll nicht 
geregelt werden.10 

8	 Maßnahmen der Anpassungsfortbildung nach BBiG und HwO zielen darauf ab, die vor-
handenen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten zu erhalten und zu erweitern, um den 
aktuellen beruflichen Anforderungen gerecht werden zu können. Es handelt sich in der Regel 
um Kurzzeitmaßnahmen, eine Zertifizierung ist nicht durch das BBiG geregelt. Darüber hinaus 
kann auch das Nachholen von schulischen und beruflichen Abschlüssen, z. B. im Rahmen einer 
Nachqualifizierung, zur Anpassungsfortbildung gerechnet werden.

9	 Maßnahmen der Aufstiegsfortbildung zielen darauf ab, die Teilnehmer/-innen auf eine Prü-
fung vorzubereiten. Mit der Zertifizierung des Prüfungserfolges wird die berufliche Höherqua-
lifizierung dokumentiert. Ein Teil der Aufstiegsmaßnahmen bereitet auf öffentlich-rechtliche 
Prüfungen in Fortbildungsberufen vor (z. B. Meister/-in, Fachkaufleute, Fachwirte, Betriebswirt/ 
-in). Zu den Voraussetzungen für Fortbildungsprüfungen dieser Art gehören in der Regel eine 
abgeschlossene Berufsausbildung und eine einschlägige, meistens mehrjährige Berufspraxis.

10	 DGB, DAG und Spitzenorganisationen der Wirtschaft, vertreten im KWB: Vereinbarung zur be-
ruflichen Fortbildung gemäß § 46 BBiG und § 42 HwO. In: BWP spezial März/April 1997. BIBB 
Bonn, Berlin.
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Berufliche Umschulung11

Die berufliche Umschulung soll zu einer anderen beruflichen Tätigkeit be-
fähigen (§ 1 Abs. 5 BBiG). Die berufliche Umschulung muss zu einem be-
ruflichen Abschluss, z. B. mit einer erfolgreichen IHK- oder HwK-Prüfung, 
in einen anerkannten Ausbildungsberuf führen. Die berufliche Umschu-
lung ist im § 58 BBiG geregelt.

Berufliche Weiterbildung12

Das Sozialgesetzbuch (SGB III) verwendet den Begriff berufliche Wei-
terbildung. Mit der beruflichen Weiterbildung nach SGB III wird eine 
Leistung der Arbeitsförderung beschrieben, die Arbeitnehmer/-innen, 
Arbeitgeber/-innen und Träger von Arbeitsförderungsmaßnahmen erhal-
ten können.

2.2	� Fortbildungsordnung – Fortbildungsprüfungs­
ordnung (BBiG) – Rechtsverordnung (HwO)

Bei den Fortbildungsordnungen handelt es sich wie bei den Ausbildungs-
ordnungen um Rechtsverordnungen13 des Bundes. Im Berufsbildungs
gesetz bzw. in der Handwerksordnung werden in diesem Zusammenhang 
unterschiedliche Begriffe verwendet.

Nach Berufsbildungsgesetz (§ 53 Abs. 1 BBiG) sind Fortbildungsordnun-
gen Rechtsverordnungen, durch die Fortbildungsabschlüsse anerkannt 
und dafür Prüfungsregelungen erlassen werden. Diese sind Grundlage für 
eine einheitliche berufliche Fortbildung in der Zuständigkeit des Bundes.14

Im Zuständigkeitsbereich der zuständigen Stellen (in der Regel die Kam-
mern) werden die Rechtsverordnungen für die berufliche Fortbildung als 
Fortbildungsprüfungsordnungen bezeichnet (§ 54 BBiG). In diesen Re-
gelungen werden die Ziele, Inhalte, Prüfungsanforderungen etc. festgelegt. 

11	 Aktuell gibt es mit der/dem Geprüften Flugzeugabfertiger/-in eine Umschulungsregelung auf 
Grundlage des BBiG.

12	 Gabler Wirtschaftslexikon: http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/berufliche-fortbildung.
html.

13	 Rechtsverordnungen (RVO) sind Rechtsnormen, die von Exekutivorganen des Bundes oder der 
Länder (Regierungen, Minister etc.) zur Regelung staatlicher Angelegenheiten erlassen werden. 
Rechtsverordnungen sind Gesetze im materiellen, aber nicht im formellen Sinne.

14	 Weiteres siehe Kapitel 8.

http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/berufliche-fortbildung
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In der Handwerksordnung (§ 42 HwO) wird in diesem Zusammenhang der 
Begriff Rechtsverordnung verwendet, durch die Inhalte, Ziele, Prüfungs-
anforderungen, Prüfungsverfahren sowie die Zulassungsvoraussetzungen 
und die Bezeichnung der Abschlüsse bestimmt werden.

Abbildung 2: Weiterbildung (Quellen: u. a. Dehnbostel, Peter: Berufliche Weiterbildung. Berlin 2008).
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3. �Verfahren der Beantragung und  
Entwicklung von Fortbildungs- 
ordnungen (FBO)

Einleitung

Das Verfahren zur Entwicklung oder Modernisierung einer Fortbildungs-
ordnung (FBO) bzw. für Änderungen anderer Art wird in der Regel mit 
einem schriftlichen Antrag der Spitzenorganisationen der Sozialpartner 
(in Abstimmung mit den jeweiligen Fachverbänden) beim zuständigen 
Bundesministerium (in der Regel das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung – BMBF– im Einvernehmen mit dem zuständigen Fachministe-
rium) eingeleitet. Ausnahmen sind die Meisterverordnungen im Handwerk 
nach §§ 45 und 51a HwO (zuständig das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie – BMWi) sowie nach § 53 Abs. 3 BBiG die Fortbildungs-
ordnungen in Berufen der Landwirtschaft einschließlich der ländlichen 
Hauswirtschaft (Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz – BMELV) sowie die Fortbildungsordnungen in Beru-
fen der Hauswirtschaft (Bundesministerium für Wirtschaft und Technolo-
gie – BMWi).15 Darüber hinaus kann die Initiative für die Entwicklung von 
Fortbildungsordnungen vom Staat oder von anderen Organisationen16 aus-
gehen. Auch in diesen Fällen werden die Kriterien für den Erlass von Fort-
bildungsordnungen von 1976 (siehe Abschnitt 5 und Anlage B) angelegt.17 

Die zwei Verfahrensoptionen

Das zuständige Bundesministerium ist als „Verordnungsgeber“ für das 
gesamte Verfahren der Beantragung und Entwicklung von Fortbildungs-
ordnungen verantwortlich. Nach Anhörung der Spitzenorganisationen der 
Sozialpartner legt das zuständige Bundesministerium im Einvernehmen 
mit dem zuständigen Fachministerium das Verfahren für die Erarbeitung 
der Fortbildungsordnungen fest. 

15	 Jeweils im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF).
16	 Z. B. Fachverbände wie das Deutsche Kraftfahrzeuggewerbe (ZDK) oder der Handelsverband 

Deutschland (HDE).
17	 Bundesausschuss für Berufsbildung: Empfehlung über Kriterien und Verfahren für den Erlass 

von Fortbildungsordnungen und deren Gliederung. Nr. 36 vom 16. März 1976. 
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Hier gibt es zwei Optionen:
˘˘ Das Ministerverfahren18: Das zuständige Bundesministerium erarbei-
tet im Einvernehmen mit dem jeweiligen Fachministerium den Ent-
wurf einer Fortbildungsordnung.

˘˘ Das Weisungsverfahren: Das BIBB erarbeitet auf Weisung des zustän-
digen Bundesministeriums (in der Regel das BMBF) einen Verord-
nungsentwurf mit Experten und Expertinnen aus der betrieblichen 
Praxis, die von den Spitzenorganisationen der Sozialpartner benannt 
werden. 

Das Prozedere bei Weisungsverfahren

Das Verfahren zur Beantragung und zur Entwicklung von Fortbildungs-
ordnungen sieht beim Weisungsverfahren folgende Schritte vor:
1.	 Initiative durch die Spitzenorganisationen der Sozialpartner, Bundes-

ministerien oder durch andere Organisationen, wie z. B. Fachverbände.
2.	 Einholen von Stellungnahmen in der Regel im schriftlichen Verfahren 

durch das zuständige Bundesministerium (BMBF o.  a.) unter Beteili-
gung des entsprechenden Fachministeriums und der Spitzenorgani-
sationen der Sozialpartner sowie in der Regel der zuständigen Fach-
verbände.

3.	 Voruntersuchung: Zur Klärung von Struktur- und Sachfragen werden 
gegebenenfalls wissenschaftliche Voruntersuchungen (in der Regel 
durch das BIBB) durchgeführt.19 

4.	 Weisung des zuständigen Bundesministeriums an das BIBB zur Erar-
beitung einer Fortbildungsordnung.

5.	 Durchführen eines Projektes im BIBB mit dem Ziel der Erarbeitung des 
Entwurfs einer Fortbildungsordnung (FBO). Das BIBB ist verantwort-
lich für die Durchführung des Ordnungsverfahrens und den Entwurf 
der FBO:

�� �Benennung von Sachverständigen für den Fachbeirat durch die 
Spitzenorganisationen der Sozialpartner nach schriftlicher Auffor-
derung durch das BIBB.

�� ��Berufung der Sachverständigen (Fachbeirat) durch das BIBB; kons-
tituierende Sitzung im BIBB, u. a. Planung (einschließlich Terminie-
rung) der einzelnen Arbeitsschritte zur Entwicklung eines Entwurfs 
einer Fortbildungsordnung, Beteiligung der zuständigen Ministerien.

18	 Am Ministerverfahren wird hier nicht erläutert. Im Ministerverfahren sind die Ministerien und 
die Sozialpartner beteiligt.

19	 Erfahrungen zur wissenschaftlichen Voruntersuchung und zur Evaluierung von Aus- und Fort-
bildungsordnungen liegen beim BIBB vor.
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�� �Fachbeiratssitzungen20 unter Federführung des BIBB im Rahmen 
des Entwicklungs- und Erarbeitungsprozesses mit dem Ziel der Er-
stellung und Abstimmung des Entwurfs einer FBO. Die Sachverstän-
digen der Sozialpartner stimmen den aktuellen Entwicklungsstand 
mit ihren zuständigen (Fach-)Organisationen ab.

6.	 Übergabe des Entwurfs einer FBO an das zuständige Bundesminis-
terium („Verordnungsminister“). Mit der Übergabe des Entwurfs ist 
das Verfahren der Entwicklung einer Fortbildungsordnung beim BIBB 
abgeschlossen.

7.	 Das zuständige Bundesministerium holt abschließend die Stellung
nahmen21 der Spitzenorganisationen der Sozialpartner und der betei-
ligten Fachministerien ein. Der Entwurf der FBO wird dann durch das 
Ministerium fertiggestellt.22

8.	 Das zuständige Bundesministerium legt dem Hauptausschuss (HA) des 
BIBB den Entwurf der FBO zur Anhörung vor.

9.	 Erlassverfahren:
�� �Einleitung und Koordinierung des Erlassverfahrens durch das zu-

ständige Bundesministerium; Einholen des Einvernehmens des zu-
ständigen Fachministeriums.

�� �Überprüfung des Entwurfs durch das Bundesministerium der Jus-
tiz (Rechtsförmlichkeit des Entwurfs) sowie durch die Gesellschaft 
für Deutsche Sprache und den Normenkontrollrat (Bürokratie
kosten).

�� �Erlass der Fortbildungsordnung durch das zuständige Bundes
ministerium im Einvernehmen mit dem zuständigen Fachministe
rium; Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt; Inkrafttreten der Fort-
bildungsordnung.23

20	 Im Einzelfall kann auch die Expertise Dritter zur Klärung von Sachverhalten eingeholt werden.
21	 Hierfür ist eine Frist festgelegt, in der Regel haben die Spitzenorganisationen sechs Wochen Zeit 

für ihre Stellungnahme.
22	 Letzte mögliche Differenzen werden auf dieser Verfahrensebene geklärt.
23	 Der Zeitpunkt der Veröffentlichung ist in der Verordnung festgelegt.
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Exkurs: In der Regel dauert das eigentliche Ordnungsverfahren, d. h. vom Zeitpunkt 
der Erteilung der Weisung durch das BMBF (oder durch ein anderes zuständiges 
Bundesministerium) an das BIBB bis zur Übergabe des Entwurfs der Fortbildungs
ordnung durch das BIBB an das BMBF, ca. neun Monate bis ein Jahr. Man kann 
dabei im Durchschnitt von vier bis sechs Fachbeiratssitzungen ausgehen. Für den 
Fall, dass der Verordnungsgeber zum Entwurf ein negatives Votum erteilt, kann  
die Weisung an das BIBB erneuert werden. Letztlich entscheidet das zuständige  
Bundesministerium ob, wie und wann die Fortbildungsordnung erlassen wird.

Das Sachverständigenverfahren
Die Erarbeitung eines Entwurfs einer Fortbildungsordnung durch das Bundesinstitut 
für Berufsbildung (BIBB) wird im Sachverständigenverfahren (Fachbeirat) durchge-
führt. Die Sachverständigen werden von den Spitzenorganisationen der Sozialpart-
ner benannt. Sie sollen durch ihre beruflichen Kompetenzen und den Erfahrungen 
aus der beruflichen Praxis den Praxisbezug der Fortbildungsordnung sicherstellen. 
Es soll gewährleistet werden, dass die Qualifikationen bzw. Kompetenzen24, die in 
den Fortbildungsordnungen beschrieben werden, den aktuellen und zu erwarten-
den Qualifikationserfordernissen in den jeweiligen Beschäftigungsbereichen auf der 
entsprechenden Fortbildungs- bzw. betrieblichen Funktionsebene entsprechen. Die 
Qualifikationsanforderungen variieren häufig sehr stark zwischen den Betrieben. 
Die Unterschiede sind u. a. durch unterschiedliche Betriebsgrößen, -strukturen und 
Branchen bedingt. Es gilt, in den Sachverständigenverfahren eine möglichst große 
gemeinsame Schnittmenge der Qualifikationserfordernisse zu erarbeiten. Dazu ste-
hen die Sachverständigen während des Verfahrens in Kontakt zu den einschlägigen 
Fach- und Branchenverbänden.

Durch dieses spezifische Verfahren bei der Erarbeitung des Entwurfs einer Fort
bildungsordnung und die damit verbundene Orientierung an den Bedürfnissen der 
Beschäftigten und der Betriebe unter Beachtung der Maßstäbe für die jeweilige 
Fortbildungsebene soll sichergestellt werden, dass die Qualifikationen bzw. Kom
petenzen, die mit dem Fortbildungsabschluss verbunden sind,

�� für die Arbeitgeber/-innen bzw. die Betriebe und 
�� für die Arbeitnehmer/-innen

ohne größere Einarbeitung verwertbar sind, weil die in den Fortbildungsordnungen be-
schriebenen Qualifikationen den Erfordernissen der betrieblichen Praxis entsprechen.

24	 Es wird derzeit die Diskussion darüber geführt, ob, wie und wann in Zukunft die Ausbildungs-
ordnungen wie die Fortbildungsordnungen kompetenzbasiert gestaltet werden sollen.
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Abbildung 3: Ablaufplan eines Ordnungsverfahrens Fortbildung 
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4. Beteiligte am Ordnungsverfahren

4.1 	� Die zuständigen Bundesministerien  
(Bundesministerium für Bildung und Forschung –  
BMBF – sowie Fachministerien) – Zuständigkeit  
für die Ordnung der beruflichen Fortbildung

Im Bereich der Ordnung der beruflichen Fortbildung (auf Basis § 53 Abs. 1 
BBiG bzw. § 42 Abs. 2 HwO) ist in der Regel das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) das zuständige Ministerium für den Er-
lass von Fortbildungsordnungen.25 Demzufolge ist ein Antrag für eine neue 
Fortbildungsregelung oder eine Modernisierung einer bestehenden Fort-
bildungsregelung bzw. für Änderungen anderer Art an das BMBF zu rich-
ten. Das zuständige Ministerium leitet den Prozess der Erarbeitung bzw. 
Modernisierung einer Fortbildungsordnung durch eine Weisung an das 
BIBB26 ein. Für den Erlass von Fortbildungsordnungen bei den Meistern 
und Meisterinnen im Handwerk (BMWi), in der Landwirtschaft und länd-
lichen Hauswirtschaft (BMELV) sowie in der Hauswirtschaft (BMWi) sind 
andere Bundesministerien zuständig. In diesen Fällen werden die Fort-
bildungsordnungen durch die zuständigen Fachministerien im Einverneh-
men mit dem BMBF erlassen. Die zuständigen Bundesministerien sind die 
politisch und fachlich Verantwortlichen für die Fortbildungsordnung.

4.2 	� Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) –  
Gestalter und Moderator im Neuordnungsprozess

Analog zu den Verfahren zur Entwicklung einer Ausbildungsordnung in 
der Berufsausbildung auf Basis des Berufsbildungsgesetzes (duales Sys-
tem) wirkt das BIBB bei Weisungsverfahren bei der Entwicklung von 
Fortbildungsordnungen als Gestalter und Moderator mit. Ziel des Ver-
fahrens ist die Erarbeitung eines Entwurfs einer Fortbildungsordnung. 

25	 Die Abweichungen von Absatz 1 sind in § 53 Abs. 3 BBiG beschrieben. Andere Zuständigkeiten 
vgl. S. 11 Kapitel 3.

26	 Bei dem Meister im Handwerk und der Meisterin im Handwerk wird das Ordnungsverfahren 
beim BMWi durchgeführt.
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Im Verfahren sind die zuständigen Bundesministerien, die Spitzenorga-
nisationen der Sozialpartner sowie die für den jeweiligen Beruf kom-
petenten Fachverbände/Fachgewerkschaften beteiligt. Verantwortlich 
für das Ordnungsverfahren und den Entwurf der Fortbildungsordnung 
ist das BIBB. Ordnungsverfahren können durch eine wissenschaftliche 
Voruntersuchung bzw. eine fachliche Expertise des BIBB vorbereitet 
werden. Im Anschluss an das Ordnungsverfahren können Evaluierungs-
projekte27 (z. B. Evaluierung des IT-Weiterbildungssystems) und Imple-
mentationsaktivitäten (zur Förderung der Verbreitung und Akzeptanz 
der Fortbildungsordnung) durchgeführt werden.

4.3 	 Die Sozialpartner – das Konsensprinzip

In der Regel werden Fortbildungsordnungen von der Bundesregierung nur 
dann erlassen, wenn die zuständigen Spitzenorganisationen der Sozial
parteien (Deutscher Gewerkschaftsbund und Kuratorium der Deutschen 
Wirtschaft für Berufsbildung) zugestimmt haben. Um ein Neuordnungs-
verfahren zu einem positiven, gemeinsamen Abschluss zu führen, ist ein 
Konsens (Konsensprinzip) der Beteiligten im Verfahren erforderlich.

Ein Vorteil des Konsensprinzips besteht in der Akzeptanz der erarbeiteten 
Fortbildung bei der Umsetzung und Implementation in die Bildungs- und 
Prüfungspraxis sowie bei den Unternehmen.

27	 Durch Weisung des zuständigen Bundesministeriums.
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5. Kriterien für den Erlass  
von Fortbildungsordnungen

Der Bundesausschuss für Berufsbildung im BIBB hat in einer Empfehlung 
vom 16.03.197628 die Kriterien für den Erlass von Fortbildungsordnun-
gen festgelegt. In der Vereinbarung der Spitzenorganisationen von 2008 
wurde bestimmt, dass die Empfehlung des damaligen Bundesausschusses 
zu den Kriterien für den Erlass von FBO des Bundes weiterhin angewen-
det werden soll.29 Fortbildungsordnungen sollen folglich nur erlassen wer-
den, insofern sie als Basis für eine geordnete und einheitliche berufliche 
Fortbildung oder zu deren Anpassung an die technische, wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Entwicklung erforderlich sind. Die inhaltliche Gestal-
tung der Fortbildungsordnung soll 

˘˘ einerseits der Forderung nach Vergleichbarkeit und Anrechenbarkeit 
und 

˘˘ andererseits der notwendigen Anpassungsfähigkeit der beruflichen 
Fortbildung 

hinreichend Rechnung tragen.

Kriterien für den Erlass von Fortbildungsordnungen im Einzelnen30 

1.	 �Hinreichender qualitativer und quantitativer Bedarf für die Regelung 
der vorgesehenen Qualifikationen:

�� zeitlich nicht begrenzt und unabhängig vom Einzelbetrieb,
�� �die zu regelnden Qualifikationen müssen Bestand haben, und sie 

dürfen sich nicht in kurzer Zeit grundlegend ändern.
2.	 Bei der Bundeseinheitlichkeit einer Regelung sind u. a. folgende Aspek-

te zu beachten:
�� der Bedarf soll überregional sein,
�� �die Regelung soll auf einen Qualifikationsstand abzielen, der im Be-

schäftigungssystem benötigt wird.

28	 Bundesausschuss für Berufsbildung: Empfehlung über Kriterien und Verfahren für den Erlass von 
Fortbildungsordnungen und deren Gliederung. Nr. 36 vom 16. März 1976. 

29	 DGB/KWB: Berufliche Weiterbildung immer wichtiger. Vereinbarung zur beruflichen Fortbildung 
gemäß § 53/54 BBiG und § 42/42a HwO. Neufassung 2008, S. 6.

30	 An dieser Stelle wird nur ein Auszug der zentralen Kriterien aus der Empfehlung aufgeführt, die 
vollständige Liste der Kriterien befindet sich in Anlage B.
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3.	 Die Fortbildung soll zur Förderung der beruflichen Mobilität der Be-
rufstätigen beitragen. Die Regelungen in einer Fortbildungsordnung 
sollten so angelegt sein, dass Berufstätige in ihrem Qualifikationsbe-
reich möglichst vielseitig tätig sind und sich auf künftige Veränderun-
gen leichter umstellen können.

4.	 Die Abgrenzung zur Berufsausbildung, zu anderen Fortbildungsgän-
gen und sonstigen Bildungsmaßnahmen ist zu gewährleisten.
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6. Vereinbarung der Spitzen­
organisationen der Sozialpartner

Bei Bedarf an anerkannten bundeseinheitlichen Fortbildungsabschlüssen 
können Fortbildungsregelungen der zuständigen Stellen (§§ 54 BBiG, 42a 
HwO) in bundeseinheitliche Fortbildungsordnungen (§§ 53 BBiG, 42 HwO) 
überführt werden. Die Spitzenorganisationen der Sozialpartner haben 
Kriterien für die Übernahme von Regelungen der zuständigen Stellen in 
Rechtsverordnungen des Bundes entwickelt.31 Wenn die unten genannten 
Kriterien erfüllt sind, wird beim zuständigen Bundesministerium ein An-
trag gestellt, die bisherigen Fortbildungsregelungen der Kammern durch 
bundeseinheitliche Rechtsverordnungen abzulösen.

„Die Vereinbarung dient dem Ziel, die Regelungsmöglichkeiten nach § 53 
und § 54 BBiG und § 42 und § 42a HwO in abgestimmten vorgegebenen 
Verfahren im Interesse der Fortentwicklung der beruflichen Weiterbildung 
zu nutzen.“32 

Für die Initiierung von Ordnungsverfahren33 zur Umwandlung von 
Rechtsverordnungen (Fortbildungsregelungen) der zuständigen Stellen in 
Rechtsverordnungen (Fortbildungsordnungen) des Bundes gelten folgende 
Voraussetzungen:

31	 DGB/KWB: Berufliche Weiterbildung immer wichtiger. Vereinbarung zur beruflichen Fortbildung 
gemäß § 53/53 BBiG und §42/42a HwO. Neufassung 2008, S. 6.

32	 Ebd. S. 6.
33	 Diese Ordnungsverfahren werden in der Regel ebenfalls unter Federführung des BIBB durchge-

führt.
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�� Die vorgesehenen Qualifikationsanforderungen/-inhalte begründen inhaltlich eine 
Aufstiegsfortbildung.

�� Die entsprechenden Fortbildungsregelungen der zuständigen Stellen (§ 54 BBiG/ 
§ 42a HwO) bestehen seit mindestens fünf Jahren und werden in mindestens fünf 
Bundesländern umgesetzt.

�� Bei den entsprechenden Fortbildungsregelungen liegt die durchschnittliche Zahl 
der Prüfungsteilnehmer/-innen in den letzten drei Jahren bundesweit insgesamt 
bei über 500  Teilnehmer/-innen.

�� Unabhängig von diesen drei Voraussetzungen können im Einzelfall, wenn gegen-
seitiges Einvernehmen unter den Beteiligten und spezieller, begründeter Bedarf für 
eine Aufstiegsfortbildung vorliegt, Fortbildungsregelungen nach § 54 BBiG/§ 42a 
HwO in Fortbildungsordnungen nach § 53 BBiG/§ 42 HwO umgewandelt werden. 
Das kann z. B. der Fall bei einem gemeinsamen begründeten Vorschlag der Spit-
zenorganisationen der Sozialpartner sein.
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7. �Die Systematik von Qualifikations­
ebenen in der geregelten Aufstiegs­
fortbildung (nach BBiG/HwO)

In einer Vereinbarung zwischen den Spitzenorganisationen der Sozial-
partner zur beruflichen Fortbildung im Jahre 200034 wurde eine Struktu-
rierung in drei Fortbildungsebenen vorgenommen. Darin haben sich die 
Spitzenorganisationen auf folgende Positionen verständigt:

˘˘ in der nach BBiG geregelten Aufstiegsfortbildung haben sich drei Ebe-
nen herausgebildet, sie dienen zur Orientierung,

˘˘ die Qualifikationsebenen orientieren sich an den Anforderungen des 
Arbeitsmarktes,

˘˘ die Systematisierung und Beschreibung der Ebenen ist Grundlage für 
die Gestaltung von Rechtsvorschriften (z. B. Fortbildungsordnung) 
nach BBiG,

˘˘ im Mittelpunkt der Systematik steht die zweite Ebene der Aufstiegs-
fortbildung.35

Exkurs: In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass im Berufsbildungsge-
setz und in der Handwerksordnung keine Strukturierung der beruflichen Fortbildung 
in verschiedene Ebenen vorgenommen wird. Das Ebenenmodell stellt in seiner Struk-
turierung eine Grundlage für die Förderung der Transparenz und Durchlässigkeit im 
Bildungssystem dar.

Beim Entwicklungsprozess zum Deutschen Qualifikationsrahmens (DQR) 
sind die Abschlüsse der drei Ebenen den entsprechenden Niveaustufen 
zuzuordnen.36 Damit wird die Transparenz und Durchlässigkeit zwischen 
den verschiedenen Bildungsbereichen gefördert. 

34	 DGB/KWB: Zur Systematik von Qualifikationsebenen in der geregelten Aufstiegsfortbildung 
nach BBiG. Berlin /Bonn 2000.

35	 Die Mehrzahl der Fortbildungsregelungen ist der Ebene 2 zuzuordnen.
36	 Folgende Zuordnung ist vereinbart: Ebene 1 entspricht Niveaustufe 5, Ebene 2 entspricht Ni-

veaustufe 6 und Ebene 3 entsprechend Niveaustufe 7.
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Abbildung 4: Ebenenmodell in der beruflichen Fortbildung

Aufstiegsfortbildungen der Ebene 1

Die erste Ebene der nach § 53 BBiG bzw. § 42 HwO geregelten Aufstiegsfort-
bildung umfasst sowohl öffentlich-rechtlich als auch privatrechtlich37 gere-
gelte Fortbildungsabschlüsse. Die Qualifikationen sollen die in der Berufsaus-
bildung erworbenen Kompetenzen erweitern und vertiefen und neue Inhalte 
vermitteln; sie können alleine mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung 
nicht erreicht werden. Organisierte Lernprozesse, die zur Vorbereitung auf 
die Prüfung führen (können), orientieren sich an einem Stundenvolumen von 
mindestens 200 Stunden bzw. Unterrichtseinheiten. Fortbildungsabschlüs-
se der Ebene 1 sollen die Durchlässigkeit zu Fortbildungsabschlüssen der 
Ebene 2 ermöglichen. Daher sollen dort, wo es aufgrund der Qualifikations-
strukturen und -anforderungen sinnvoll ist, Prüfungsleistungen der Ebene 1 
auf die Prüfungen der Ebene 2 angerechnet werden.

37	 Z. B. im IT-Weiterbildungssystem auf Ebene 1 die aktuellen 14 Spezialistenprofile.
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Der Spezialist/Die Spezialistin stellt die erste Karrierestufe im Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie- (IT-WBS) und im Elektrotechnik-/
Elektronik-Weiterbildungssystem (ET-WBS) dar. Im IT-WBS decken die 
Spezialisten die gesamte Geschäftsprozesskette von der Analyse über Be-
ratung, Produktentwicklung, Vertrieb, Administration bis zum Support ab 
(Beispiele: IT-Kundenbetreuer/-in, IT-Projektkoordinator/-in).

Der Fachberater/Die Fachberaterin ist eine qualifizierte Fachkraft mit 
umfassender Fachkompetenz für einen spezifischen Aufgabenbereich. Er/
Sie ist qualifiziert für Aufgaben im Vertrieb und hat direkten Kontakt zu 
den Kunden (z. B. Geprüfte/-r Fachberater/-in für Finanzdienstleistungen).

Aufstiegsfortbildungen der Ebene 2

Auf der zweiten Qualifikationsebene werden öffentlich-rechtliche Fortbil-
dungsabschlüsse geregelt, die

˘˘ auf die Übernahme beruflicher Positionen, die dem Nachwuchs aus 
der betrieblichen Praxis für die mittlere Führungsebene in den Unter-
nehmen durch Berufspraktiker dienen, zielen oder 

˘˘ auf die Wahrnehmung von Funktionen vorbereiten, die gegenüber 
Funktionen der Ebene 1 einen deutlich erweiterten Verantwortungs-
bereich umfassen. 

„In der Regel wird auf dieser Ebene zwischen Fachwirten, Fachkaufleu-
ten und Meistern unterschieden. Fachwirte- und Fachkaufleute-Qualifika
tionen sind gleichwertig; sie zielen auf kaufmännische Aufstiegsqualifi-
kationen, wobei Fachwirte auf eher branchenorientierten Qualifikationen 
basieren. Meister sind gleichermaßen fachlich qualifizierte Führungs-
kräfte in Industrie, Handwerk und anderen Wirtschaftsbereichen.“38 Auf-
stiegsfortbildungen auf dieser Ebene vermitteln die Qualifikationen, um in 
der betrieblichen Praxis „Sach-, Organisations- sowie in branchen- und 
funktionsspezifisch unterschiedlicher Ausprägung Führungsfunktionen 
kompetent und verantwortlich wahrzunehmen“39.

38	 DGB/KWB: Zur Systematik von Qualifikationsebenen in der geregelten Aufstiegsfortbildung 
nach BBiG. Berlin /Bonn 2000, S. 2. Neben den klassischen Abschlüssen der zweiten Ebene 
(Fachwirte, Fachkaufleute, Meister und andere Abschlüsse vergleichbaren Niveaus) gibt es z. B. 
im IT-Weiterbildungssystem die „Operativen Professionals“. Dieses Systemkonzept zeichnet 
sich durch eine völlig andere Denkweise aus: Es gibt keine grundlegende Unterscheidung 
zwischen Führungs- und Fachfunktionen. Diese sind nicht an festen Hierarchiestufen, sondern 
an (flexiblen) Projektstrukturen orientiert.

39	 Ebd., S. 2. Dies trifft in dieser Form nicht auf Meister/-innen im Handwerk zu.



27

Organisierte Lernprozesse (z. B. Lehrgänge) können neben der beruf
lichen Praxis vorbereitende Maßnahmen zur Prüfungsvorbereitung sein. 
Die Lehrgangsempfehlungen, die in der Regel von den Sozialpartnern ge-
meinsam erarbeitet werden, orientieren sich an einem Kontingent von 
500 bis 600 Stunden (bzw. Unterrichtseinheiten)40, um ein entsprechendes 
Qualifikationsniveau zu erreichen. Die Stundenzahl orientiert sich dabei 
an den erforderlichen Inhalten. Im Unterschied zum wissenschaftlichen 
Studium soll die berufsbezogene Handlungsorientierung gewahrt bleiben. 
Die Prüfungen und die Lehrgangsempfehlungen sollen nach berufstypi-
schen Handlungsfeldern strukturiert werden.

Der Fachwirt/Die Fachwirtin nimmt auf mittlerer Ebene branchenorien-
tiert Sach-, Organisations- und Führungsaufgaben wahr (z. B. Geprüfte/-r 
Fachwirt/-in für Versicherungen und Finanzen).

Der Fachkaufmann/Die Fachkauffrau ist ein/e Funktionsspezialist/-in, der/
die branchenübergreifend arbeitet (z. B. Geprüfte/-r Fachkaufmann/-frau für 
Marketing oder Geprüfte/-r Bilanzbuchhalter/-in). 

Der Industriemeister/Die Industriemeisterin ist eine qualifizierte Füh- 
rungskraft im technischen Aufgabenbereich in der Industrie (z. B. Geprüfte/-r 
Industriemeister/-in FR Mechatronik oder Geprüfte/-r Industriemeister/ 
-in FR Metall).

Der Fachmeister/Die Fachmeisterin ist eine qualifizierte Führungs-
kraft in anderen als technisch-industriellen Bereichen (z. B. Geprüfte/-r 
Hotelmeister/-in).

Der Handwerksmeister/Die Handwerksmeisterin ist eine qualifizierte Füh-
rungskraft im Handwerk. Er/Sie verfügt über technische, betriebswirtschaft-
liche sowie pädagogische Handlungskompetenz (Ausbilder des Handwerks), 
die ihn/sie zur Leitung eines eigenen Handwerksbetriebs befähigt. In Gewer-
ken der Anlage A der Handwerksordnung ist die Meisterprüfung (großer Be-
fähigungsnachweis) grundsätzlich die Voraussetzung für die selbstständige 
Ausübung des Handwerks (z. B. Kraftfahrzeugtechnikermeister/-in).

Der/Die Operative Professional stellt eine Karrierestufe z. B. im IT-WBS 
und im ET-WBS dar. Er/Sie gestaltet Geschäftsprozesse (z. B. in den Be-

40	� Im Einzelfall kann das Stundenkontingent erheblich darüber hinausgehen, z. B. beim/bei der 
geprüfte/-n Bilanzbuchhalter/-in.
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reichen Entwicklung, Organisation, Beratung) und nimmt Aufgaben in der 
Mitarbeiterführung wahr (z. B. Geprüfte/-r IT-Projektleiter/-in).

Aufstiegsfortbildungen der Ebene 3

Fortbildungsregelungen auf dieser Ebene (in der Regel öffentlich-rechtliche 
Fortbildungsabschlüsse) sind Grundlage für die Qualifizierung berufserfah-
rener Praktiker/-innen als Führungskräfte, die sich in Tätigkeitsfeldern be-
wegen, die weitgehend Akademikern vorbehalten sind. Zulassungsvoraus-
setzung ist in der Regel der erfolgreiche Abschluss auf der zweiten Ebene 
(Industriemeister/-in, Handwerksmeister/-in, Fachwirt/-in, Fachkaufmann/ 
-frau, Operative Professionals). Die Aufstiegsfortbildung der Ebene 3 

˘˘ richtet sich an eine Zielgruppe, die aus unterschiedlichen Gründen von 
der Möglichkeit eines akademischen Studiums nicht oder nicht mehr 
Gebrauch machen kann oder will, und 

˘˘ ist ausgerichtet auf Personen mit solchen Funktionen, die eine praxis-
nahe Qualifizierung ihrer Funktionsträger erforderlich machen.

Die dritte Ebene der Aufstiegsfortbildung stellt eine Alternative insbeson-
dere zu Hochschulabschlüssen41 und zur wissenschaftlichen Weiterbildung 
dar; diese Abschlüsse können auch von Akademikern und Akademikerin-
nen angestrebt werden.

Der Betriebswirt/Die Betriebswirtin hat sich in der Berufspraxis als 
Fachwirt/-in oder als Fachkaufmann/-frau (siehe zweite Ebene) bewährt und 
übernimmt Leitungsaufgaben, z. B. Geprüfte/-r Betriebswirt/-in, Geprüfte/-r 
Betriebswirt/-in nach der Handwerksordnung.

Der Technische Betriebswirt/Die Technische Betriebswirtin übernimmt 
leitende Führungspositionen im technischen Bereich. Er/Sie ist fähig, als 
betriebliche Führungskraft integrative Aufgaben an der Schnittstelle des 
technischen und kaufmännischen Funktionsbereichs zu übernehmen.

Der/Die Strategische Professional ist eine weitere Karrierestufe im IT-
Weiterbildungssystem (WBS). Er/Sie qualifiziert sich für Entwicklungs-
tätigkeiten und zur Gestaltung der Geschäftspolitik eines Unternehmens 
oder eines Unternehmensbereichs bei der Ressourcen-, Produktlinien- und 
Investitionsplanung (z. B. Geprüfte/-r Wirtschaftsinformatiker/-in).

41	 Dies gilt auch für die Ebene 2. Der Zugang zu Fortbildungsregelungen der Ebene 3 ist in der 
Regel über die Ebene 2 bzw. auch für Quereinsteiger möglich.
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8. Die Fortbildungsordnung

Aufbau einer Fortbildungs(prüfungs)ordnung

„Fortbildungsordnungen haben formal eine weitgehend gleiche Grundstruk-
tur: Eingangs werden das Ziel und der Abschluss, danach die Prüfungsstruk-
tur und die Prüfungsverfahren, dann die inhaltlichen Prüfungsanforderungen 
und schließlich die Anrechnungs- und Übergangsvorschriften festgelegt.“42

Abbildung 5: Die Struktur der Fortbildungsordnung

8.1 	 Gliederung der Fortbildungsordnung (FBO)

Die Empfehlung des Bundesausschusses für Berufsbildung zum Erlass von 
Fortbildungsordnungen und zu deren Gliederung von 197643 sieht sinnge-
mäß folgende Gliederung der Fortbildungsordnungen vor44:

˘˘ Ziel der Prüfung und Bezeichnung des Abschlusses
˘˘ Zulassungsvoraussetzungen

42	 DGB/KWB: Zur Systematik von Qualifikationsebenen in der geregelten Aufstiegsfortbildung 
nach BBiG. Berlin/Bonn 2000, S. 11.

43	 Bundesausschuss für Berufsbildung: Empfehlung über Kriterien und Verfahren für den Erlass 
von Fortbildungsordnungen und deren Gliederung. Nr. 36 vom 16. März 1976.

44	 DGB/KWB: Berufliche Weiterbildung immer wichtiger. S. 5

Fortbildungsordnungen nach § 53 Abs. 2 Berufsbildungsgesetz (BBiG)  
bzw. § 42 Handwerksordnung (HwO) haben festzulegen:

die Bezeichnung des Fortbildungsabschlusses

das Ziel, der Inhalt und die Anforderungen der Prüfung

das Prüfungsverfahren

die Zulassungsvoraussetzungen
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˘˘ Inhalt und Gliederung der Prüfung: Die Rechtsverordnung ist sach-
lich zu gliedern (z. B. in fachpraktische und/oder fachtheoretische und 
andere Anforderungen). Sie hat anzugeben, welche Anforderungen 
schriftlich und welche Anforderungen mündlich zu prüfen sind.

˘˘ Anrechnung anderer Prüfungsleistungen
˘˘ Bestehen der Prüfung
˘˘ Wiederholung der Prüfung
˘˘ Übergangsvorschrift
˘˘ Inkrafttreten45

Zur Strukturierung und Gliederung der Qualifikationsanforderungen in 
Fortbildungsordnungen werden verschiedene Begriffe und Funktionszu-
sammenhänge verwendet46: 

Handlungsfeld: Wird verwendet zur Kennzeichnung von weiträumigen, fachrich-
tungsähnlichen Strukturen.

Handlungsbereich: Wird für die Differenzierung betriebsnaher Strukturen inner-
halb eines Handlungsfeldes verwendet.

Qualifikationsschwerpunkt und Qualifikationsinhalt: Werden zur Beschreibung 
der detaillierten Anforderungen im Handlungsbereich verwendet.

8.2 	� Prüfungen in der beruflichen Fortbildung:  
Eine Kurzübersicht47

„In der allgemeinen und beruflichen Weiterbildung sind Abschlüsse und Zertifikate 
Nachweise über erbrachte Lernleistungen. Abschlüsse und Zertifikate sind mit Prü-
fungen verbunden und unterscheiden sich dadurch von Teilnahmebescheinigungen 
(…) Abschlüsse sind Lernnachweise, die von offiziellen Stellen (in der Regel staat
lichen, staatlich beauftragten oder korporatistischen Instanzen) vergeben werden 
und oftmals gesetzlichen Regelungen unterliegen. Durch diesen höheren Grad an 
Formalisierung und öffentlicher Regulierung unterscheiden sich Abschlüsse von 
Zertifikaten, wenngleich eine klare Trennung in der Praxis schwerfallen kann.“48 Im 
Kontext des BBiG bzw. der HwO sind Abschlüsse bundesweit einheitlich und gültig 
und werden von den zuständigen Kammern vergeben.

45	 Von diesem Gliederungsschema sollte nur bei Vorliegen besonderer Gründe abgewichen wer-
den. Dabei kann es sich sowohl um inhaltliche als auch um ordnungspolitische Gründe handeln.

46	 DGB/KWB: Zur Systematik von Qualifikationsanforderungen in der geregelten Aufstiegsfortbil-
dung nach BBiG. Bonn 12.09.2000.

47	 DIHK (Hrsg.): Prüfungsmethoden in der beruflichen Aus- und Weiterbildung. Kurzfassung, Ber-
lin 2005, S. 1–3.

48	 Käpplinger, Bernd: Abschlüsse und Zertifikate in der Weiterbildung. BIBB, Bonn 2007, S. 19.
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„Prüfungsregelungen dienen dazu, Prüfungen von Fortbildungsleistungen 
anzuerkennen, die auf einer beruflichen Erstausbildung und beruflicher 
Praxis aufbauen (…)“49 Das heißt, im Unterschied zu Ausbildungsordnun-
gen werden in Fortbildungsordnungen ausschließlich Prüfungen beschrie-
ben. In einer Fortbildungsordnung werden hinsichtlich der Art und Weise 
der Prüfungsvorbereitung keine Vorgaben gemacht. Bei der Entwicklung 
von Fortbildungsordnungen sollte sich die Wahl der Prüfungsinstrumente 
an der Empfehlung des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufs-
bildung „Prüfungsanforderungen in Ausbildungsordnungen“50 orientieren. 
Diese gibt einen verbindlichen Katalog mit Prüfungsinstrumenten vor, wie 
z. B. schriftliche Aufgabe, Präsentation, Fachgespräch oder Arbeitsprobe.

Prüfungen in der beruflichen Aufstiegsfortbildung können schriftlich, 
mündlich oder in kombinierter Form durchgeführt werden. In der ak-
tuellen Prüfungspraxis im Bereich der beruflichen Aufstiegsfortbildung 
sind spezifische Anwendungsformen möglich bzw. die Regel, wie Fach-
gespräch, Aufgabe mit gebundenen Antworten, betriebliche Aufgabe etc.

Für die Beurteilung der Qualität einer Prüfung bzw. welche Prüfungsinstru
mente welchem Zweck angemessen sind, gelten die Gütekriterien Objek
tivität (Durchführungsobjektivität/Auswertungsobjektivität), Vergleichbar
keit und Aussagefähigkeit.

49	 Letzner, Sabine; Tillmann, Heinrich: Die Fortbildungsregelungen der zuständigen Stellen. WDP 
des BIBB, Heft 33, Berlin 1998, S. 3.

50	 Bundesanzeiger Nr. 50a: Empfehlung für die Regelung von Prüfungsanforderungen in Ausbil-
dungsordnungen. 13.03.2007
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Anlagen

A. 	� Hinweise51 für die Entwicklung  
von Fortbildungsordnungen

Diese Hinweise des BIBB dienen zur Unterstützung bei der Vorbereitung 
einer Neuordnung. Sie können als Grundlage für die Beratungsaufgaben 
des BIBB auf Basis langjähriger Erfahrung genutzt werden. Sie haben je-
doch keinen rechtsverbindlichen Charakter. Sie eignen sich sowohl für die 
Neuentwicklung und die Modernisierung von Fortbildungsregelungen als 
auch für die Überführung von Kammerregelungen (§ 54 BBiG bzw. § 42a 
HwO) in Bundesregelungen (§ 53 BBiG bzw. § 42a HwO).

Vor der Entwicklung einer Fortbildungsordnung sollten folgende Merk
male geprüft werden, die für 

˘˘ die Einordnung und Abgrenzung,
˘˘ die Gestaltung und 
˘˘ die Realisierung 

der Fortbildungsordnung von Bedeutung sind. In der Checkliste sind diese 
Merkmale beispielhaft aufgelistet. 

Checkliste

Abgrenzung und Strukturierung des Handlungsfeldes
�� Abgrenzung bzw. Schnittstellen zu anderen Funktionen und Branchen,

�� Strukturierung des Handlungsfeldes nach (qualifikationsrelevanten) Teilbereichen, 
Teilbranchen oder Funktionen, die unterschiedliche Qualifikationen erfordern.

Neue Entwicklungen im Handlungsfeld
Damit sind strukturelle und inhaltliche Entwicklungen gemeint, die für die Rechtsver-
ordnung relevant sind bzw. sein können.

Einordnung der Funktionen, die für die Qualifikation maßgeblich sind:

Bei den Funktionsstrukturen ist zu unterscheiden zwischen 

�� fachlichen Funktionen (wie betriebsintern, branchenspezifisch, Betriebsumfeld etc.) 
und

�� Leitungs- und Führungsfunktionen.

51	 Die Checkliste ersetzt nicht die Kriterien für den Erlass von Fortbildungsordnungen.
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Prüfen des Entwicklungsstandes von
�� bestehenden Fortbildungsordnungen,

�� Lehrgangsangeboten/Prüfungsteilen,

�� Betriebsstrukturen (z. B. unterschiedliche Betriebsgrößen, -profile, und -typen),

�� Arbeitsplätzen (Technikausstattung, Organisation etc.).

Einordnung des Fortbildungsabschlusses
�� Zuordnung zu einer der drei Strukturebenen (siehe Kapitel 7),

�� Zugang durch Zielgruppen (Zielgruppenschwerpunkt),

�� Zuordnung zum Ausbildungsberuf: einschlägige Ausbildungsberufe, welche weite-
ren Ausbildungsberufe können als Grundlage gelten,

�� Übergänge: zu anderen Qualifikationsebenen, zu benachbarten Fortbildungsord-
nungen, auf derselben Qualifikationsebene oder auf anderen Qualifikationsebenen,

�� Zulassungsvoraussetzungen,

�� Verbindung von Aus- und Weiterbildung: Anrechnung von Vorleistungen aus Zu-
satzqualifikationen der Ausbildung, von zertifizierten Teilqualifikationen der ange-
strebten Fortbildung,

�� zu regelnde Zusatzqualifikationen.

Anrechnung auf Prüfungsleistungen für andere Abschlüsse
�� Anrechnung gegenüber gleichrangigen Abschlüssen,

�� Anrechnung höherwertiger Abschlüsse (z. B. von der zweiten auf die dritte Ebene, 
Studium),

�� Gleichstellung der Prüfung mit Prüfungen, die durch andere Zeugnisse nach
gewiesen werden,

�� Zuordnung DQR/Europäischer Qualifikationsrahmen (EQR). 

Einschätzen der vorhandenen/zu schaffenden Prüfungsmöglichkeiten
�� 	Prüfungsaufgaben,

�� 	Prüfungsform,

�� 	Prüfungsumfang,

�� Prüfungsinstanzen,

�� 	Personal und Personalkapazität.

Einschätzen der Qualifizierungsmöglichkeiten
�� Weiterbildungsaufwand/-volumen/-umfang (siehe Ebenen-Modell),

�� Weiterbildungsformen (Vollzeitlehrgänge, Mischformen, berufsbegleitend,  
APO – arbeitsprozessorientiertes Lernen, Selbststudium, Fernstudium),

�� Weiterbildungsträger bzw. -einrichtungen (Qualität, Leistungsmerkmale).
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B. 	� Kriterien für den Erlass von Fortbildungsordnungen

1.1	 Hinreichender qualitativer und quantitativer Bedarf für die Rege-
lung der vorgesehenen Qualifikationen.

1.1.1	 Der Bedarf darf nicht absehbar zeitlich begrenzt sein; er soll vom 
Einzelbetrieb unabhängig sein.

1.1.2	 Die zu regelnden Qualifikationen müssen Bestand haben, und sie 
dürfen sich nicht in kurzer Zeit grundlegend ändern.

1.2	 Bei der Bundeseinheitlichkeit einer Regelung sind folgende Ge-
sichtspunkte zu beachten:

1.2.1 	 Der Bedarf (1.1) soll nicht auf einzelne Regionen beschränkt sein.
1.2.2	 Die Regelung soll auf einen Qualifikationsstand abzielen, der im 

Beschäftigungssystem benötigt wird.
1.2.3	 Die Qualifikationsbedürfnisse sollen sich aufgrund überregionaler 

und sektoraler Notwendigkeiten aus der technischen, wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Entwicklung ergeben.

1.3	 Förderung der beruflichen Mobilität der Berufstätigen. 
	 Die Regelungen in einer Fortbildungsordnung sollten so angelegt 

sein, dass der/die Berufstätige in seinem Qualifikationsbereich 
möglichst vielseitig tätig sein und sich auf künftige Veränderungen 
leichter umstellen kann.

1.4 	 Abgrenzung zur Berufsausbildung, zu anderen Fortbildungsgän-
gen und sonstigen Bildungsmaßnahmen.

1.4.1	 Ein Bildungsgang, der der Sache nach der beruflichen Erstaus-
bildung dient oder der in der Regel weder eine abgeschlossene 
Berufsausbildung und eine einschlägige Berufspraxis noch eine 
entsprechende einschlägige Berufspraxis voraussetzt, sollte nicht 
in einer Fortbildungsordnung geregelt werden.

1.4.2	 Für berufliche Tätigkeiten, deren Ausübung lediglich kurzfristige 
Vorbereitungsmaßnahmen (z. B. Einarbeitungs- oder Anlernmaß-
nahmen) erfordert, kommt eine Fortbildungsordnung nicht in Be-
tracht.

1.4.3	 Eine neue Fortbildungsordnung ist dann gerechtfertigt, wenn sich 
die zu regelnden Qualifikationen hinreichend deutlich von den 
Anforderungen anderer Fortbildungsgänge abgrenzen lassen.
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C. 	 Der Rahmenplan

Grundlage für die Entwicklung eines Rahmenplans ist die Fortbildungs-
ordnung. Der Rahmenplan ist eine Empfehlung, die von Experten und 
Expertinnen der Sozialpartner erarbeitet wird und in der die Vorgaben 
der Fortbildungsordnung aufgegriffen und inhaltlich gestaltet werden. In 
der Regel ist der Rahmenplan in verschiedene Handlungsbereiche unter-
gliedert, die sich an der Fortbildungsordnung orientieren. „Er bildet die 
Grundlage für ein Curriculum und ist damit die Basis für die Gestaltung 
der neuen Prüfungsvorbereitungslehrgänge. Der Rahmenplan hilft, lern-
zielorientierte Aufgaben für die Prüfung zu entwickeln (...). Die Inhalte 
sollen anwendungsbezogen im Lehrgang vermittelt werden und dabei an 
die vorhandenen Kenntnisse und praktischen Erfahrungen anknüpfen.“52 
Handlungsorientierung sollte curriculare Grundlage für die Gestaltung des 
Rahmenplans sein.  

Der Rahmenplan wird in der Regel unter der Federführung des DIHK53 
möglichst zeitnah zur Entwicklung der Fortbildungsordnung mit Exper-
ten und Expertinnen der Sozialpartner erarbeitet. Die Entwicklung des 
Rahmenplans ist aus formaler Sicht nicht Teil des Ordnungsverfahrens, 
bzw. der Rahmenplan ist nicht Bestandteil einer Fortbildungsordnung. 
Im Zusammenhang mit der Entwicklung von kompetenzbasierten Aus
bildungsordnungen wird auch über die Gestaltung von kompetenzbasier-
ten Fortbildungsordnungen diskutiert.

Beispiel: Geprüfter Fachkaufmann/Geprüfte Fachkauffrau  
für Marketing54: Konzeption mit Stundenempfehlung

Lern- und Arbeitsmethodik				   10 UStd.55

1.	Projekt- und Produktmanagement im Marketing	 120 UStd.

2.	Anwendung der Marketinginstrumente	 250 UStd.

3.	Marktforschung und Marketingstatistik	 90 UStd.

4.	Rechtliche Aspekte im Marketing	 60 UStd.

5.	Präsentation, Moderation und fachliche Führung von Marketingprojekten	 40 UStd. 

Gesamtstunden				    570 UStd.

52	 DIHK (Hrsg.): Geprüfter Fachkaufmann/Geprüfte Fachkauffrau für Marketing. Rahmenplan mit 
Lernzielen. Berlin 2006, Vorwort.

53	 Bei anderen Zuständigkeiten (z. B. Handwerk) unter Federführung anderer Spitzenorganisatio-
nen bzw. Verbänden.

54	 DIHK (Hrsg.): Geprüfter Fachkaufmann/Geprüfte Fachkauffrau für Marketing. Rahmenplan mit 
Lernzielen. Berlin 2006, S. VII.

55	 UStd. ist die Abkürzung für Unterrichtsstunden.
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D.	� Synopse – Zuständigkeiten für Fortbildungsordnungen

Zuständiges Bundesministerium Anzahl der FBO

BMBF 105

BMWi 106

BMELV 12

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Stand November 2012.

E. 	 Statistik 

Regelungen des Bundes für die berufliche Fortbildung  
und Umschulung

Anzahl der  
Regelungen

Handwerksmeister/-in (§ 45 Abs. 1 sowie § 51a Abs. 2 HwO) 92

Handwerksmeister/-in (§ 122 HwO) 14

Meister/-in (§ 53 Abs. 1 BBiG bzw. § 42 Abs. 1 HwO) 36

Landwirtschaftsmeister/-in (§ 53 Abs. 1 BBiG) 12

Hauswirtschaftsmeister/-in 0

Meister/-in (§ 142 Seemannsgesetz) 0

Berufliche Fortbildung (§ 53 Abs. 1 BBiG bzw. § 42 Abs. 1 HwO) 67

Berufliche Umschulung (§ 58 BBiG, § 42e HwO) 1

Ausbilder (§ 30 Abs. 5 BBiG und § 15 Bundesbeamtengesetz) 1

Summe 223

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Stand November 2012.
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Regelungen der zuständigen Stellen (Stand 07/2012): 
Fortbildungsregelungen
Zahl der Regelungen	 2850
Zahl der Rechtsvorschriften der zuständigen Stellen 
zur beruflichen FB	 735

Die Anzahl der Regelungen des Bundes für die berufliche Fortbildung und 
Umschulung steigt kontinuierlich an. So stieg die Zahl der Regelungen für 
den/die Industriemeister/-in (§ 53 Abs. 1 BBiG) von 27 (2001) auf 36 (2012) 
und die Zahl der Regelungen Berufliche Fortbildung nach § 53 Abs.  1 BBiG 
und § 42 Abs. 1 HwO von 33 (2001) auf 67 (2012) an.

Bei den Handwerksmeistern/Handwerksmeisterinnen (§§ 45/51 HwO) ist 
in den letzten Jahren mit aktuell 92 Regelungen eine relativ konstante Zahl 
festzustellen.
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G. 	 Abkürzungen

AEVO	 Ausbilder-Eignungsverordnung

AO	 Ausbildungsordnung

BBiG 	 Berufsbildungsgesetz

BIBB	 Bundesinstitut für Berufsbildung

BMBF	 Bundesministerium für Bildung und Forschung

BMELV	 Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft  
	 und Verbraucherschutz 

BMJ	 Bundesministerium für Justiz

BMWi	 Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie

BWP	 Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis

DGB	 Deutscher Gewerkschaftsbund

DIHK	 Deutscher Industrie- und Handelskammertag

FBO	 Fortbildungsordnung 

HwK 	 Handwerkskammer

HwO	 Handwerksordnung

IGM	 Industriegewerkschaft Metall

IHK	 Industrie- und Handelskammer

IT-WBS	 IT-Weiterbildungssystem

KWB	 Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung

RVO	 Rechtsverordnung

Ver.di	 Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft

VO 	 Verordnung

ZDH	 Zentralverband des Handwerks
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